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Executive Summary 

Für die Krankenhäuser in Deutschland wurde durch das Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, 
Energie das Zielbild „klimaneutrales Krankenhaus“ entworfen. Es definiert verschiedene Klima-
schutzmaßnahmen, die Krankenhäuser zur Erreichung der Klimaneutralität umsetzen müssen. 
Im Auftrag der Deutschen Krankenhausgesellschaft e. V. (DKG) untersuchen wir, welcher Inves-
titionsbedarf für alle Krankenhäuser in Deutschland dadurch entstehen würde. Diesem stellen 
wir verschiedene Finanzierungsmöglichkeiten gegenüber, identifizieren Finanzierungslücken 
und leiten daraus Handlungsempfehlungen ab.  

Die Berechnung des Investitionsbedarfs erfolgt durch ein statisches Modell. Dabei werden zu-
nächst die Investitionskosten von Klimaschutzmaßnahmen eines typischen Allgemeinkranken-
hauses in Deutschland bestimmt und anschließend auf die Gesamtpopulation aller Häuser hoch-
gerechnet. Hierbei werden auch die möglichen Effekte des Krankenhausversorgungsverbesse-
rungsgesetzes (KHVVG) auf Standortanzahl und -größe betrachtet sowie mögliche Kofinanzie-
rungen durch den geplanten Transformationsfonds berücksichtigt. 

Zur Umsetzung des Zielbilds für alle Krankenhäuser in Deutschland sind Investitionen von min-
destens rund 31 Mrd. EUR erforderlich, wenn man die möglichen Effekte des KHVVG sowie eine 
Kofinanzierung von baulichen Vorhaben aus dem Transformationsfonds berücksichtigt. Dabei 
entfallen 23,4 Mrd. EUR auf die Maßnahme „Gebäudehüllen“, also die umfassende Wärmedäm-
mung von Gebäudedächern und -fassaden. Ein Teil dieser Investitionen, rund 12,7 Mrd. EUR, 
sind Sanierungskosten für Gebäudehüllen ohne zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen („Grundin-
vestitionen“). Nach Abzug dieser notwendigen Grundinvestitionen belaufen sich die zur Schaf-
fung von Klimaneutralität zusätzlichen Maßnahmen (“Klimaschutzinvestitionen”) auf 14,1 Mrd. 
EUR. Für die nicht-investiven Maßnahmen („Klimaschutzmanagement“, „ohne Auto zum Kran-
kenhaus“) müssten noch 2,2 Mrd. EUR für eine dreijährige Anschubfinanzierung hinzugerechnet 
werden. Daneben sollten für sonstige Krankenhäuser (insb. rein psychiatrische/psychothera-
peutische Krankenhäuser) schätzungsweise ca. 1,9 Mrd. EUR einkalkuliert werden. Ohne Be-
rücksichtigung der Reformeffekte des KHVVG und möglicher Förderungen durch den Transfor-
mationsfonds ergeben sich höhere Investitionsvolumina von 37,9 bzw. 40,7 Mrd. EUR (Tabelle 
1). 

Tabelle 1: Investitionsbedarfe für Zielbild „Klimaneutrales Krankenhaus“ 
Angaben für Deutschland in Mrd. EUR 

 Ohne Kranken- 
hausreform 

Nach Kranken- 
hausreform 

… mit Kofinanzierung 
Transformationsfonds 

Insgesamt 36,6 33,8 26,8 

davon “Grundinvestitionen” 21,4 19,7 12,7 

davon zusätzliche “Klima-
schutzinvestitionen” 15,2 14,1 14,1 

zusätzlich: 
Anschubfinanzierung, nicht-
investive Maßnahmen 2,2 2,2 2,2 

zusätzlich: 
Förderung sonstiger Kran-
kenhäuser (Schätzung) 1,9 1,9 1,9 

Effektiver Investitionsbedarf 40,7 37,9 30,9 

Quelle: hcb 
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Die Möglichkeit zur Finanzierung dieses Bedarfs ist im Status quo nicht gegeben. Die Investiti-
onsfinanzierung nach KHG (Krankenhausfinanzierungsgesetz) weist schon jetzt eine nur 50-pro-
zentige Förderquote von Investitionen auf. Diese Förderlücke bezieht sich dabei nur auf normale 
Grundinvestitionen, nicht jedoch auf zusätzliche Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen. An-
ders als in den 2010er Jahren, als Krankenhäuser aus eigener Kraft einen Teil der Förderlücke 
stemmen konnten, ist die derzeitige Ertragslage der Krankenhäuser zu schlecht, um die erfor-
derlichen Investitionen selbst tätigen zu können  – was grundsätzlich auch nicht im Sinne der 
Krankenhausfinanzierungssystematik ist.  

Zwar gibt es verschiedene Sondertöpfe wie den Krankenhausstrukturfonds, Krankenhauszu-
kunftsfonds, Innovationsfonds und Transformationsfonds. Aber keiner dieser Töpfe ist explizit 
für Klimaschutzmaßnahmen vorgesehen. Grundsätzlich abrufbar sind hingegen Mittel aus staat-
lichen Beihilfe- bzw. Förderprogrammen. Die beihilferechtlichen EU-Vorgaben begrenzen je-
doch die Fördervolumina nahezu aller Programme durch die so genannte De-minimis-Regelung 
bzw. Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) weitreichend. Außerdem stellen Viel-
falt und Kleinteiligkeit vieler Förderprogramme ein großes administratives bzw. bürokratisches 
Hemmnis dar. 

Wir plädieren daher dafür, einen Krankenhaus-Klimafonds zu errichten. Dieser Sonderfonds mit 
einem Volumen von 31 Mrd. EUR stellt die finanziellen Mittel zur Umsetzung des Zielbilds „kli-
maneutrales Krankenhaus“ zur Verfügung. Der Förderzeitraum sollte mindestens von 2026 bis 
2035 angelegt sein; antragsberechtigt für Fördermittel sollen alle Krankenhäuser gemäß § 108 
SGB V sein. Hochschulkliniken, die gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 des KHG von Investitionsförderungen 
ausgeschlossen sind, können im Rahmen des Krankenhaus-Klimafonds Mittel zur Umsetzung des 
Ziels „klimaneutrales Krankenhaus“ erhalten. 

Wir erwarten, dass rund 22 Mrd. EUR des Fonds für Allgemeinkrankenhäuser ohne Transforma-
tionsvorhaben benötigt werden und weitere 5 Mrd. EUR für Allgemeinkrankenhäuser mit (bau-
lichen) Transformationsvorhaben. Notwendig ist zudem eine Anschubfinanzierung der zusätzli-
chen Betriebskosten der nicht-investiven Maßnahmen („Klimaschutzmanagement“ und „ohne 
Auto zum Krankenhaus“). Bei einer 3-jährigen Anschubfinanzierung kommen hier 2,2 Mrd. EUR 
hinzu. Schließlich müsste auch eine Förderung sonstiger Krankenhäuser von geschätzt 1,9 Mrd. 
EUR einbezogen werden. 

Ein Krankenhaus-Klimafonds schafft für Krankenhäuser ein einheitliches administratives Verfah-
ren für die Beantragung von Investitionsmitteln für Klimaschutzmaßnahmen. Dadurch lassen 
sich die Klimaziele im Krankenhausbereich wirksamer, schneller und unbürokratischer erreichen 
als mit einer Vielzahl unterschiedlicher Beihilfen und Förderprogramme.  

 

1 Hintergrund 

 Klimaneutralität im Gesundheitswesen 

Der Klimawandel und seine möglichen Folgen auf Umwelt und Gesellschaft sind zunehmend in 
den Mittelpunkt der gesellschaftspolitischen Diskussion gerückt. Extreme Niederschläge und un-
zureichender Hochwasserschutz können immense Schäden an Infrastruktur und Lebensräumen 
verursachen. Anhaltende Hitzeperioden und Wasserknappheit schränken die landwirtschaftli-
che Produktion ein und erhöhen die Gesundheitsrisiken für die Bevölkerung. Veränderungen 
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wie der Anstieg des Meeresspiegels und unbewohnbare Landstriche können zu Migrationsbe-
wegungen von Menschen führen. Schließlich wird die lebenswichtige Ressource Wasser in vielen 
Regionen durch schwindende Vorräte und steigende Nachfrage zu einem kritischen Thema.  

Um diesen Klima- und Umweltfolgen zu begegnen, hat die Bundesregierung 2019 das Bundes-
klimaschutzgesetz (KSG) verabschiedet, das 2021 in Kraft getreten ist und den Rahmen für Emis-
sionsminderungen setzt. Mit der Verabschiedung am 12. Dezember 2019 hat Deutschland den 
rechtlichen Rahmen geschaffen, um die Klimaziele des Pariser Abkommens zu erreichen. Damit 
ist Deutschland gemeinsam mit 26 weiteren EU-Staaten dem „European Green Deal“, dem Kli-
maschutzprogramm der Europäischen Union, beigetreten. In einem ersten Schritt sollen die 
deutschlandweiten Treibhausgasemissionen bis 2030 um 65 Prozent gegenüber dem Basisjahr 
im Vergleich zu den Emissionen von 1990 gesenkt werden, in einem zweiten Schritt bis 2040 um 
weitere 23 Prozent (s. Abbildung 1). Ab 2045 sollen wirtschaftliche Prozesse klimaneutral sein, 
d.h. keine zusätzlichen Treibhausgasemissionen in die Atmosphäre abgeben, ab 2050 soll sogar 
eine Dekarbonisierung erreicht werden. Diese Ziele zeigen den politischen Willen, dem Klima-
wandel aktiv entgegenzutreten und langfristig nachhaltige Lösungen anzustreben. Doch eine 
zentrale Frage bleibt: Wie kann Klimaneutralität effektiv und zeitnah erreicht werden? Dies er-
fordert nicht nur politische Maßnahmen, sondern auch das Engagement der Wirtschaft, der Ge-
sellschaft und jedes Einzelnen.  

Abbildung 1: Ziele des Bundesklimaschutz-Gesetzes 

 
Quelle: hcb, KSG 

Das Gesundheitssystem in Deutschland treibt durch seinen hohen Energie- und Ressourcenver-
brauch den Klimawandel selbst weiter voran. Ein Krankenhaus benötigt pro Bett jährlich 7.800 
kWh Stromenergie und gleichzeitig 25.000 kWh Wärmeenergie pro Bett und Jahr, um die not-
wendige Infrastruktur und Versorgung aufrechtzuerhalten (Fraunhofer Umsicht 2017). Auch der 
Wasserverbrauch ist mit täglich über 300 Litern Wasser sowie rund 4 Kilogramm Abfall pro Bett 
erheblich (DKI 2022).  

2021
Inkrafttreten des
Bundes-Klimaschutzgesetzes

2030
Reduktion um 65% der 
Treibhausgasemissionen

2040
Reduktion um 88%
der Treibhausgasemissionen

2045
Erreichen der 
Klimaneutralität
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Bezogen auf die Treibhausgasemissionen verursacht das Gesundheitswesen etwa 5-6% der jähr-
lichen Treibhausgasemissionen in Deutschland (Health Care Without Harm 2019; Quitmann et 
al. 2024). Gleichzeitig werden ca. 5% aller Rohstoffe in Deutschland für Gesundheitsdienstleis-
tungen verbraucht (Umweltbundesamt 2021). Krankenhäuser haben daran einen gewichtigen 
Anteil, da sie als energieintensive, hochtechnologische Großorganisationen im Dauerbetrieb 
enorme Ressourcenverbräuche und damit Treibhausgasemissionen vorweisen (Quitmann et al. 
2024). Zur besseren Veranschaulichung: Der jährliche Energiebedarf pro Krankenhausbett ent-
spricht dem jährlichen Energieverbrauch von zwei Haushalten in Deutschland (Statistisches Bun-
desamt 2023). 

Es gibt bereits eine Reihe von Initiativen und Projekten, die sich in den vergangenen Jahren mit 
den Herausforderungen des Klimawandels im Krankenhaus auseinandergesetzt haben. Beispiel-
haft seien hier unter anderem genannt: 

▪ Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit (KLUG), 
▪ Green Hospital Plus Initiative, 
▪ KLIK green – Krankenhaus trifft Klimaschutz und 
▪ Viamedica – Stiftung für eine gesunde Medizin. 

Darüber hinaus haben sich einige Krankenhäuser bereits frühzeitig dem Thema Klimawandel 
zugewandt und stehen heute mit ihren Nachhaltigkeitsstrategien als Best-Practice bzw. Leucht-
türme für einen klimafreundlichen bzw. energie- und ressourcensparenden Krankenhausbe-
trieb.  

Insgesamt haben sich aber noch zu wenige Krankenhäuser in Deutschland auf den Weg zur Kli-
maneutralität gemacht. Laut dem Deutschen Krankenhausinstitut (DKI) zeigen sich viele Ver-
besserungspotenziale im Energie- und Ressourcenverbrauch  (DKI 2022, DKI 2024). Insbeson-
dere die veraltete Bausubstanz vieler Häuser und der geringe Einsatz moderner Technologien 
zeigen, dass der Weg zur Klimaneutralität noch lang ist. Rund 40% der Krankenhäuser wurden 
vor 1948 errichtet und weisen entsprechend ungünstige energetische Merkmale auf, insbeson-
dere eine geringe Wärmedämmung (BMWi 2020). Um die Klimaziele bis 2030 und darüber hin-
aus zu erreichen, sind umfangreiche Investitionen und die konsequente Integration von Nach-
haltigkeitsstrategien notwendig.  

 Zielbild: Klimaneutrales Krankenhaus 

In einem Gutachten des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Energie im Auftrag der Kranken-
hausgesellschaft Nordrhein-Westfalen (KGNW) wurde 2022 ein konkretes Zielbild des klima-
neutralen Krankenhauses erarbeitet (Wagner, Jansen, Tholen und Bierwirth 2022). Aus diesem 
Zielbild leiten sich für Krankenhäuser konkrete Maßnahmen ab, um auf dem Weg zum klima-
neutralen Krankenhaus voranzukommen, wobei nicht nur die direkten Treibhausgasemissionen 
betrachtet werden (Scope 1: Betrieb der Krankenhausanlage und Fahrzeuge, Freisetzung von 
Anästhesie- und anderen Treibhausgasengasen), sondern auch die indirekten Emissionen durch 
vorgelagerte Bereiche wie Strom- und Wärmeenergielieferanten (Scope 2) sowie entlang der 
Lieferketten, zum Beispiel durch Produktion, Transport und Warenentsorgung oder Beschäftig-
tenmobilität (Scope 3). Tabelle 2 listet die erarbeiteten Maßnahmenpakete auf. Dazu gehören 
Maßnahmen wie die Verbesserung des Klimaschutzmanagements, der Ausbau von Photovoltaik, 
die Optimierung der Wärme- und Kälteerzeugung, energieeffiziente Gebäudehüllen, LED-
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Beleuchtung, moderne Lüftungsanlagen sowie die Förderung nachhaltiger Mobilität und Narko-
segase.1  

Tabelle 2: Maßnahmen auf dem Weg zum klimaneutralen Krankenhaus 

Maßnahmenpaket Kurzbeschreibung 

Klimaschutzmanage-
ment 

Durch Anstellung von Klimamanagern und Freistellungen für Klimabeauftragte sollen 
sämtliche Klimaschutzmaßnahmen koordiniert werden. Die Geschäftsführung sollte klare, 
erreichbare Klimaschutzziele vorgeben und zugleich Akzeptanz im Krankenhaus beför-
dern. 

Photovoltaik Auf allen Krankenhausdachflächen sollen Photovoltaikanlagen zur Energieversorgung in-
stalliert werden. 

Wärme- und Kälteer-
zeugung 

Es sollen modern Heizungsanlagen auf Basis erneuerbarer Energien installiert werden, 
z. B. Geothermie, Holz, Biogas, Solarthermie. 

Gebäudehüllen Krankenhausgebäude bzw. -fassaden sollen energetisch gedämmt werden und die Wär-
meversorgung soll an örtliche Wärmenetze angeschlossen werden. 

LED-Beleuchtung Die Beleuchtung in Krankenhäusern soll mit energiesparender LED-Technik realisiert wer-
den.  

Heizungspumpen Veraltete, ineffiziente Zirkulations- und Umwälzpumpen für Wasser- und Heizungskreis-
läufe sollen durch Hocheffizienzpumpen ersetzt werden. 

Lüftungsanlagen Dezentrale Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung sollen für die Räumlichkeiten der 
Krankenhäuser genutzt werden.  

Ohne Auto zum Kran-
kenhaus 

Es werden Jobtickets für den öffentlichen Personennahverkehr für alle Beschäftigten fi-
nanziert (mit Eigenbeteiligung) sowie überdachte Fahrradabstellanlagen mit Ladepunkten 
gebaut, um die Beschäftigtenmobilität weitgehend auf öffentliche Verkehrsmittel und 
Fahrräder umzustellen. 

Ausbau E-Mobilität Eine Ladeinfrastruktur für Elektro-Fahrzeuge wird aufgebaut, um die E-Mobilität zu för-
dern. 

Narkosegase Es werden klimaschädliche Narkosegase vermieden bzw. recycelt. 

Nachhaltige  

Speisenversorgung 

Mithilfe eines nachhaltig ausgerichteten Verpflegungskonzepts für Patient und Mitarbei-
ter soll eine Umstellung auf nachhaltige Ernährung bestehend aus überwiegend pflanzen-
basierten und weitgehend unverarbeiteten Lebensmitteln aus Ökolandbau erfolgen unter 
zusätzlicher Beachtung des Saisonkalenders. 

Nachhaltiger Einkauf Es werden nachhaltige Beschaffungsstrategien entwickelt, die Nachhaltigkeit in die Be-
schaffungsprozesse einbeziehen.  

Quelle: hcb (Daten: Wagner, Jansen, Tholen und Bierwirth 2022) 

Eine übergeordnete Maßnahme ist das „Klimaschutzmanagement“. Klimamanager bzw. Klima-
beauftragte koordinieren und begleiten alle Klimaschutzmaßnahmen im Krankenhaus und sor-
gen gleichzeitig für die Akzeptanz bei allen Akteuren und Stakeholdern. Damit ist diese Maß-
nahme eine zwingende Voraussetzung dafür, dass weitere Klimaschutzmaßnahmen überhaupt 
umgesetzt werden können. Dazu zählen auch nicht-investive Maßnahmen wie „Narkosegase“, 
„nachhaltige Beschaffung“ und „nachhaltige Speisenversorgung“.  

Andere Maßnahmenpakete erfordern Investitionen. Sowohl für die Kostenträger als auch für die 
Leistungserbringer im Gesundheitswesen stellt sich die Frage, welcher Investitionsbedarf mit 
dem Zielbild verbunden ist und welche Möglichkeiten zu seiner Finanzierung bestehen. Im 

 

1 Durch die Initiative „Klimaschutz im Krankenhaus“ wurde dieses Zielbild nachträglich um zwei weitere Maßnah-
men ergänzt, nämlich „nachhaltiger Einkauf“ und „nachhaltige Speisenversorgung“. 
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vorliegenden Gutachten wird der Investitionsbedarf zur Umsetzung des Zielbildes „Klimaneut-
rales Krankenhaus“ für die Allgemeinkrankenhäuser2 Deutschlands abgeschätzt. 

Anschließend wird der Investitionsbedarf den Finanzierungsmöglichkeiten gegenübergestellt. 
Dabei wird auf die bestehenden Systeme der Investitionskostenfinanzierung nach dem Kranken-
hausfinanzierungsgesetz (KHG) und der Betriebskostenfinanzierung nach dem Krankenhausent-
geltgesetz (KHEntgG) und der Bundespflegesatzverordnung (BPflV) eingegangen. Darüber hin-
aus werden mögliche Sondertöpfe aus Landes- und Bundesmitteln betrachtet und die Nutzbar-
keit staatlicher Fördermittel bzw. Förderprogramme für Klimaschutzmaßnahmen in Kranken-
häusern untersucht. 

Die Analysen des Investitionsbedarfs und der Finanzierungsmöglichkeiten zeigen auf, dass die 
Finanzierung von Investitionen für Klimaschutzmaßnahmen derzeit kaum möglich ist und dass 
sich somit Finanzierungslücken abzeichnen. Daraus werden politische Handlungsempfehlungen 
abgeleitet, um die Klimaneutralität von Krankenhäusern im Sinne des Klimaschutzgesetzes 
schnell und effizient zu erreichen. 

 

2 Investitionsbedarfe 

 Methodik 

Die Ausgangssituation der Krankenhäuser in Bezug auf Klimaneutralität ist in vielen Fällen un-
bekannt. Für eine exakte Berechnung der Investitionsbedarfe müsste beispielsweise bekannt 
sein, wie viele Krankenhausgebäude bereits über eine effiziente Gebäude- bzw. Fassadendäm-
mung verfügen. Zudem können nicht in jedem Krankenhaus alle Klimaschutzmaßnahmen um-
gesetzt werden, da z. B. aufgrund der geografischen Lage und der baulichen Gegebenheiten 
Technologien wie Geothermie oder Biogas nicht genutzt werden können. Aus diesem Grund sind 
die beschriebenen Maßnahmenpakete des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Energie der-
art einzuordnen, dass sie für ein „typisches“ Allgemeinkrankenhaus gelten. Im konkreten Einzel-
fall werden nicht alle Maßnahmen in gleichem Umfang umsetzbar sein. 

Das Modell basiert auf zwei zentralen Annahmen. Erstens wird angenommen, dass sich die Aus-
gangszustände der Krankenhäuser hinsichtlich der Klimaneutralität durch Mittelung ausglei-
chen. Zweitens wird angenommen, dass die Krankenhausreform (Krankenhausversorgungsver-
besserungsgesetz) mittelfristig zu einem Abbau von Krankenhausbetten und -standorten führt. 
Die Datenlage zu den Auswirkungen der Krankenhausreform ist derzeit noch begrenzt, was die 
Aussagekraft von Prognosen einschränkt. Auf Basis der über den Transformationsfonds zur Ver-
fügung gestellten Investitionsmittel in Höhe von 50 Mrd. EUR können jedoch erste Schätzungen 
zu den damit realisierbaren Strukturveränderungen vorgenommen werden.  

Das Modell zur Ermittlung der Investitionsbedarfe zur Erreichung von Klimaneutralität basiert 
auf den Merkmalen eines „typischen“ bzw. „durchschnittlichen“ Krankenhauses in Deutschland. 
Zu den Modellparametern gehören neben den Fallzahlen, der Anzahl der direkt Beschäftigten 

 

2 Darunter fallen alle Krankenhäuser, die über Betten in vollstationären Fachabteilungen verfügen, wobei die Betten 
nicht ausschließlich für psychiatrische, psychotherapeutische oder psychiatrische, psychotherapeutische und neuro-
logische Patienten und Patientinnen vorgehalten werden. 
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sowie Berechnungs- und Belegungstagen die Anzahl der aufgestellten Betten und der Kranken-
hausstandorte (jeweils im Status quo sowie in der Prognose nach der Krankenhausreform). Die 
entsprechenden Parameter entstammen den Grunddaten der Krankenhäuser (Statistisches 
Bundesamt 2024a), dem Krankenhaus Rating Report 2024 (Augurzky et al. 2024) sowie den Da-
ten der Qualitätsberichte (QB-Daten) 2022 gemäß § 136b SGB V und sind im Anhang hinterlegt. 
Die Investitions- und Betriebskosten wurden dem Gutachten des Wuppertal Instituts für Klima, 
Umwelt, Energie entnommen (Tabelle 3):  

Tabelle 3: Investitions- und Betriebskosteneffekte in Abhängigkeit von Mengenfaktoren 

Maßnahme Investitionskosten Betriebskosteneffekte pro Jahr 
(1)

 

1 Klimaschutzmanagement keine 0,0067 VK / Bett 
Annahme: 68.000 EUR p.a. Brutto-

personalkosten pro VK 

2 Photovoltaik 600.000 EUR / Krankenhaus -450.000 kWh Energiebedarf 
(elektrisch) 

3 Wärme- und Kälteerzeugung 3.300 EUR / Bett keine 

4 Gebäudehüllen 500 EUR / m² Grundfläche 

davon 175 EUR / m² Klima-
schutzinvestition 

und 325 EUR / m² Grundin-
vestition 

-50% Energiebedarf (thermisch) 

5 LED-Beleuchtung 10 EUR / Bett -88 kWh Energiebedarf (elektrisch) 
/ Bett 

6 Heizungspumpen 100 EUR / Bett -220 kWh Energiebedarf 
(elektrisch) / Bett 

7 Lüftungsanlagen 1.000 EUR / Bett +10 EUR / Bett 

8 Ohne Auto zum Krankenhaus 220 EUR / Beschäftigten +600 EUR / Beschäftigten 

9 Ausbau E-Mobilität 240.000 EUR / Krankenhaus keine 

10 Narkosegase keine keine 

11 Nachhaltige Speisenversor-
gung 

keine keine 

12 Nachhaltiger Einkauf keine keine 

(1) Die Investitionskosten der Maßnahme „Gebäudehüllen“ können nur partiell dem Klimaschutz zugerechnet wer-
den, weil sich eine Sanierung der Gebäudehüllen mit der Investitionsfinanzierung nach KHG überschneidet. Diese 
Maßnahme kann jedoch nicht isoliert durchgeführt werden.  

(2) Die Betriebskosteneffekte basieren auf groben Schätzungen.  
Quelle: hcb (Daten: Wagner, Jansen, Tholen und Bierwirth 2022) 

Auf Grundlage dieses Mengen- und Kostengerüstes können die Investitionskosten deutschland-
weit abgeschätzt werden. Für eine exakte Ableitung des Investitionsbedarfs wäre die Kenntnis 
des genauen Ausgangszustandes jedes einzelnen Krankenhausstandorts hinsichtlich der Kli-
maneutralität erforderlich. Im Durchschnitt über alle 1.647 Allgemeinkrankenhäuser in Deutsch-
land dürften sich die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen jedoch ausgleichen, sodass eine 
solide Aussage über den deutschlandweiten Investitionsbedarf getroffen werden kann.  
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Klimaschutzmaßnahmen dienen in erster Linie der Reduktion negativer externer Effekte, insbe-
sondere von Treibhausgasen. Durch Energiesparmaßnahmen können zwar auch Betriebskosten 
gesenkt werden; die so erzielbaren Einsparungen decken aber nicht alle zusätzlichen Kosten des 
Zielbildes (vgl. Augurzky/Lueke 2022). Ferner ist zu betonen, dass die Klimaeffekte des Zielbildes 
nicht auf einzelne, isolierte Maßnahmen heruntergebrochen werden können. Vielmehr sind die 
Maßnahmen miteinander verknüpft und bedingen sich gegenseitig. So muss z.B. die Wärme- 
und Kälteerzeugung auf die Gebäudehülle eines Krankenhauses abgestimmt sein. Daher erfor-
dert der Weg zur Klimaneutralität grundsätzlich die Umsetzung aller Maßnahmenfelder. 

 Ergebnisse 

Für die Zielbild-Maßnahmen ergibt sich für die Allgemeinkrankenhäuser in Deutschland ein In-
vestitionsbedarf von 36,6 Mrd. EUR insgesamt bzw. 22,2 Mio. EUR pro Haus. Den größten Anteil 
daran hat die Maßnahme „Gebäudehüllen“ mit einem Investitionsbedarf von 32,9 Mrd. EUR ins-
gesamt (20,0 Mio. EUR pro Haus). In dieser Maßnahme werden 35% der Investitionskosten dem 
Klimaschutz und der Rest einer normalen „Grundinvestition“ zugeordnet. Nach Abzug dieser 
Grundinvestitionen belaufen sich die reinen Zusatzinvestitionen für Klimaneutralität auf 
15,2 Mrd. EUR insgesamt, was rund 9,2 Mio. EUR pro Krankenhaus entspricht. Es ist davon aus-
zugehen, dass die Grundinvestitionen für die Gebäudehüllensanierung bisher nicht getätigt wur-
den. In Abbildung 2 sind die jeweiligen Anteile der Maßnahmen am Gesamtinvestitionsbedarf 
dargestellt. 

Abbildung 2: Investitionsbedarf zur Erreichung des Zielbildes, ohne Krankenhausreform 

 
Anmerkung: Der Berechnung liegt eine Grundgesamtheit von 1.647 Krankenhäusern zugrunde. 
Quelle: hcb 

 

Die Krankenhausreform dürfte dazu beitragen, dass Krankenhausstandorte zusammengelegt, 
umgewandelt oder geschlossen werden. Grundlage für die Abschätzung der damit einher ge-
henden Strukturveränderungen bilden die 50 Mrd. EUR des Transformationsfonds, die im We-
sentlichen für die Zusammenlegung von Standorten sowie zur Umwandlung in Level 1i-Kliniken 
zur Verfügung stehen. Auch die komplette Schließung eines Standorts wird durch den Fonds 
finanziert. Nach Schätzungen in Augurzky et al. (2024) würden damit fast 200 Zusammenlegun-
gen, rund 350 Umwandlungen und etwa 240 Schließungen finanzierbar sein (Abbildung 3). 

21,4

11,5

3,7

Weitere Maßnahmen

Gebäudehüllen (Klimaschutzinvestition)

Gebäudehüllen (Grundinvestition)

444

201
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46

5
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988

Photovoltaik
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Kälteerzeugung
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Abbildung 3: Mögliche Vorhabenfinanzierung durch Transformationfonds 

 
Quelle: hcb, Krankenhaus Rating Report 2024 

Im Ergebnis nimmt dann die Zahl der Standorte ab und im Zuge von Neubauten und Umwand-
lungen in Level 1i auch die Zahl der Betten. Unter Berücksichtigung dieser Effekte reduziert sich 
der deutschlandweite Investitionsbedarf zur Erreichung von Klimaneutralität auf 33,8 Mrd. EUR 
(s. Abbildung 4). Da es dabei auch zu vielen Neubauten kommen wird, würden für diese Fälle die 
Grundinvestitionen in Höhe von 7,0 Mrd. EUR bereits direkt durch Mittel aus dem Transforma-
tionsfonds abgedeckt (s. Abbildung 5). Damit ergäbe sich in diesen Fällen nur ein zusätzlicher 
Investitionsbedarf von rund 5,0 Mrd. EUR. 

Abbildung 4: Investitionsbedarf zur Erreichung des Zielbildes, nach Krankenhausreform 

 
Anmerkung: Der Berechnung liegt eine Grundgesamtheit von 1.519 Krankenhäusern zugrunde. 
Quelle: hcb 
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Abbildung 5: Investitionsbedarf und Transformationsvorhaben gemäß Krankenhausreform 

 
Anmerkung: Durch die Krankenhausreform reduziert sich die Standortzahl von 1.647 auf 1.519. Dabei erfolgen 540 
Zusammenlegungen, Umwandlungen und Verlagerungen (Fachkliniken), die im Sinne des Transformationsfonds för-
derfähig wären. 
Quelle: hcb 

An den nicht durch den Transformationsfonds geförderten Standorten gehen wir davon aus, 
dass keine Maßnahmen durchgeführt werden, die den Investitionsbedarf zur Erreichung von Kli-
maneutralität vermindern. Für diese Krankenhäuser entstünde weiterhin ein zusätzlicher Inves-
titionsbedarf von 21,8 Mrd. EUR. In der Summe liegt unter Berücksichtigung der Effekte des 
Transformationsfonds der zusätzliche Investitionsbedarf für Klimaneutralität bei 26,8 Mrd. EUR, 
also um rund 10 Mrd. EUR niedriger (Abbildung 6). 

Abbildung 6: Investitionsbedarfe im Vergleich 

  
Quelle: hcb 

Zusätzlich zu den investiven Maßnahmen kommen die nicht-investiven Maßnahmen. Maßnah-
men wie das „Klimaschutzmanagement“ und „Ohne Auto zum Krankenhaus“ gehen mit zusätz-
lichen Betriebskosten einher. Sie belaufen sich auf rund 750 Mio. EUR pro Jahr. Für die 
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Umsetzung dieser Maßnahmen ergäbe sich bei Unterstellung einer dreijährigen Anschubfinan-
zierung ein zusätzlicher finanzieller Bedarf von 2,2 Mrd. EUR. 

Darüber hinaus wurden bislang die sonstigen Krankenhäuser, zu denen insbesondere rein psy-
chiatrische und psychotherapeutische Einrichtungen zählen, nicht in die Betrachtung einbezo-
gen.3 Auch diese Einrichtungen haben Investitionsbedarfe für Klimaneutralität, auch wenn ihr 
Energie- und Ressourcenbedarf deutlich niedriger als bei Allgemeinkrankenhäusern liegt. Bei-
spielsweise sind dort kein OP-Betrieb, keine Vorhaltung von Intensivpflegebereichen und keine 
Aufbereitungseinheiten für Medizinprodukte erforderlich. Als erste Schätzung kann man hier 
einen Wert von 25 Prozent des Investitionsbedarfs eines Allgemeinkrankenhauses annehmen, 
also 5,6 Mio. EUR. Für 333 sonstige Krankenhausstandorte (ohne reine Tages-/Nachtkliniken) 
ergäbe sich also ein Investitionsbedarf von rund 1,9 Mrd. EUR. Zusammen mit den Investitionen 
in Allgemeinkrankenhäuser rechnen wir damit mit einem gesamten erforderlichen Investitions-
bedarf von ca. 31 Mrd. EUR.  

 

3 Finanzierungsmöglichkeiten 

 Investitions- und Betriebskostenfinanzierung 

In Deutschland erfolgt die Krankenhausfinanzierung nach dem dualen Finanzierungssystem. 
Demnach wird die Finanzierung von Investitionskosten für Anlagegüter von den laufenden Be-
triebskosten unterschieden. Gemäß § 9 Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) werden Investi-
tionskosten von Plankrankenhäusern durch das jeweilige Bundesland finanziert. Man unter-
scheidet hierbei die Pauschalförderung (§ 9 Abs. 1 KHG) und die Einzelförderung (§ 9 Abs. 2 KHG) 
voneinander. Die Rahmenvorgaben des KHG werden in den einzelnen Landeskrankenhausgeset-
zen umgesetzt.  

Seit vielen Jahren ist die öffentliche Investitionsfinanzierung rückläufig. Die Investitionsförder-
mittel genügen in vielen Bundesländern nicht mehr zum Erhalt der Unternehmenssubstanz. Im 
Jahr 2022 betrug der Anteil der KHG-Fördermittel im Verhältnis zu den Krankenhauserlösen rund 
3,4%. Zum Substanzerhalt wären jedoch sieben bis acht Prozent notwendig (Abbildung 7). Es 
werden also faktisch nur rund 50% des jährlichen Investitionsbedarfs der Krankenhäuser öffent-
lich finanziert.  

 

3 Tages-/Nachtkliniken können aufgrund geringer Größe und geringen Marktanteils vernachlässigt werden. 
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Abbildung 7: KHG-Fördermittel im Verhältnis zu den Krankenhauserlösen 1991-2022  

 
Anmerkung: Ohne Universitätskliniken 
Quelle: hcb (Daten: Augurzky et al. 2024) 

Zwar hat das KHVVG den § 9 Abs. 5 KHG dahingehend verändert, dass die Fördermittel nicht 
mehr ausschließlich unter Beachtung betriebswirtschaftlicher Grundsätze, sondern auch unter 
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten vergeben werden sollen. Doch die Fördermittel genügen schon 
heute nicht zum Substanzerhalt. Außerdem ist begrifflich unklar, welche Dimension von Nach-
haltigkeit (ökonomisch, ökologisch, sozial) überhaupt gemeint ist.   

In der dualen Finanzierung sollen die Erlöse aus der Krankenhausversorgung (insb. DRG und 
PEPP) nur zur Finanzierung der Betriebskosten verwendet werden. Somit sollte die Ertragslage 
der Krankenhäuser eigentlich nicht relevant für ihre Investitionstätigkeit sein. Doch Krankenhäu-
ser haben in der Vergangenheit häufig versucht, dem Substanzverzehr durch eigenfinanzierte 
Investitionen entgegenzutreten. Im Status quo und seiner Fortschreibung hat jedoch nur noch 
etwa ein Drittel der Häuser überhaupt Überschüsse vorzuweisen (Abbildung 8) (Augurzky et al. 
2024). 

 Abbildung 8: Fortschreibung der Jahresergebnisse in Prozent der Erlöse 

 
Anmerkung: In der Fortschreibung werden die zukünftigen Effekte des KHVVG nicht berücksichtigt. 
Quelle: hcb (Daten: Augurzky et al. 2024) 

Es ist daher nicht zu erwarten, dass der zusätzliche Investitionsbedarf für Klimaschutzmaßnah-
men in Krankenhäusern durch KHG-Fördermittel oder aus eigener Kraft der Krankenhäuser über 
die Betriebskostenfinanzierung gedeckt werden kann – was auch nicht im Sinne des Kranken-
hausfinanzierungssystems ist.  
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 Sonderförderungen 

Zur Investitionsfinanzierung wurden neben der KHG-Förderung für bestimmte Themen in der 
Vergangenheit verschiedene Sondertöpfe für das Gesundheitswesen bereitgestellt: 

Der Innovationsfonds stellt jährlich 200 Millionen EUR aus der Liquiditätsreserve des Gesund-
heitsfonds für Vorhaben zur Verfügung, die „eine Verbesserung der sektorenübergreifenden 
Versorgung zum Ziel haben und hinreichendes Potenzial aufweisen, dauerhaft in die Versorgung 
aufgenommen zu werden“ (§ 92a Fünftes Sozialgesetzbuch, SGB V). Darunter fallen auch Vor-
haben zur Evaluation neuer Versorgungsformen. 

Der Krankenhausstrukturfonds gewährt Krankenhäusern auf Antrag finanzielle Mittel zur An-
passung ihrer Versorgungsstrukturen, insbesondere zum Abbau von Überkapazitäten, zur Kon-
zentration von stationären Versorgungsangeboten sowie zur Umwandlung von Krankenhäusern 
in nicht-akutstationäre örtliche Versorgungseinrichtungen. Darüber hinaus werden die Bildung 
von Zentren für komplexe, seltene oder schwerwiegende Erkrankungen, von integrierten Not-
fallstrukturen und telemedizinischen Netzwerken gefördert sowie die Schaffung von Ausbil-
dungskapazitäten.  

Der Krankenhauszukunftsfonds wurde mit dem Krankenhauszukunftsgesetz (KHZG) eingerich-
tet und in § 14a KHG verankert. Der Fonds wird mit 3 Mrd. EUR aus der Liquiditätsreserve des 
Gesundheitsfonds und mit bis zu 1,3 Mrd. EUR von den Bundesländern gespeist. Er stellt Förder-
mittel für die Schaffung moderner Notfallkapazitäten sowie besserer digitaler Infrastrukturen (z. 
B. Patientenportale, digitales Medikationsmanagement) bereit.  

Der Transformationsfonds wurde im Zuge der Verabschiedung des KHVVG ins Leben gerufen. 
Ab 2026 soll er mit einem Fördervolumen von jährlich bis zu 5 Mrd. EUR die Umsetzung der 
Krankenhausreform finanzieren. Dazu zählen insbesondere Vorhaben wie die standortübergrei-
fende Konzentration, Verbundbildung, Umstrukturierung und Umwandlung, Schließung und Er-
richtung integrierter Notfallzentren.  

Es ist leicht zu erkennen, dass keiner dieser Sondertöpfe derzeit Klimaschutzmaßnahmen als 
Fördergegenstand betrachtet – außer die Finanzierung von Grundinvestitionen durch den Trans-
formations- und den Strukturfonds wie weiter oben geschildert. Ein wenig anders sieht es hin-
gegen auf Länderebene aus. Dort haben manche Bundesländer eigene Sonderförderungen für 
Energieeffizienz, Klima- und Umweltschutz ins Leben gerufen. Einige Beispiele seien hier ge-
nannt: 

▪ Brandenburg: Das Soforthilfeprogramm „Green Care and Hospital“ wurde von 2023 bis 
2024 aufgelegt, um den Energiebedarf aus fossilen Brennstoffen an Krankenhäusern zu 
reduzieren. Gefördert wurden u.a. Investitionen in Gebäude und Anlagen sowie weitere 
energiesparende Maßnahmen. 

▪ Rheinland-Pfalz: Im Rahmen des Krankenhausinvestitionsprogramms wurden 2024 3 
Mio. EUR für isolierte Energieeffizienzmaßnahmen bereitgestellt, ohne Neu- und Anbau 
bzw. Sanierungsmaßnahmen. 

▪ Nordrhein-Westfalen: Zur Umsetzung des Krankenhausplans werden ab 2024 insge-
samt 2,5 Mrd. EUR zur Verfügung gestellt. Dabei ist das Besondere, dass ein Drittel der 
beantragten Fördersumme für Klimaschutz- und -anpassungsmaßnahmen verwendet 
werden muss. 
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 Staatliche Beihilfen und Förderprogramme  

Zur Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen in Krankenhäusern können auch staatliche Bei-
hilfen bzw. Förderprogramme genutzt werden. Gemäß Art. 107 Abs. 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sind Beihilfen (finanzielle) Mittel, „[...] die durch 
die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl-
schen oder zu verfälschen drohen [..]“. Grundsätzlich werden Beihilfen als unvereinbar mit dem 
Binnenmarkt betrachtet. Innerhalb bestimmter Grenzen sind sie beihilferechtlich jedoch zuläs-
sig (vgl. Augurzky/Lueke 2022): 

▪ Besondere Beihilfen gemäß Artikel 107 Abs. 2 AEUV, z. B. für strukturschwache Regio-
nen, 

▪ De-minimis-Beihilfen („Bagatellbeihilfen“), die aufgrund ihrer Geringfügigkeit als ver-
einbar mit dem Binnenmarkt angesehen werden (Verordnung (EU) Nr. 1407/2013), 

▪ DAWI-De-minimis-Beihilfen als Spezialfall von geringfügigen Beihilfen, die für Dienst-
leistungen im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse ohne nennenswerte Auswirkun-
gen auf den Binnenmarkt (z. B. Personennahverkehr) vorgesehen sind (Verordnung (EU) 
Nr. 360/2021) und 

▪ Beihilfen der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) als Positivliste, wo-
runter auch Umweltmaßnahmen (Abschnitt 7) aufgeführt werden (Verordnung (EU) Nr. 
651/2014). 

Staatliche Beihilfen werden häufig in Form von Zuschüssen ausgezahlt. Damit wird ein Anteil an 
einer Investition finanziert, der nicht zurückgezahlt werden muss. Im Falle von zinsbegünstigten 
Darlehen kann eine Investition hingegen vollständig finanziert werden. Dies setzt jedoch Boni-
tät, Liquidität bzw. eine entsprechende Ertragskraft eines Krankenhausträgers voraus. Außer-
dem können staatliche Beihilfen auch in Form von Vergütungen und Steuererstattungen erfol-
gen. Typische Beispiele für Vergütungen sind etwa die Vergütung nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) für Photovoltaik, Biomasse und Geothermie; Beispiele für Steuererstattungen 
sind die Entlastungen für bestimmte Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (Energiesteuergesetz, 
EnergieStG).  

Staatliche Beihilfen bewegen sich innerhalb festgelegter Fördergrenzen. Die De-minimis-Beihil-
fen sehen eine Förderung in Höhe von höchstens 300.000 EUR über einen Zeitraum von drei 
Jahren vor. Diese Fördergrenzen gelten gleichermaßen für Einzelunternehmen, Verbünde und 
Konzernen. Angesichts des hohen Investitionsbedarfs für Klimaneutralität dürften die Förder-
grenzen sowohl für ein einzelnes Krankenhaus als auch insbesondere für einen Verbund schnell 
erreicht sein.  

Die DAWI-De-minimis-Beihilfe für Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-
resse, also Leistungen der staatlichen Daseinsvorsorge, sieht eine Förderung von höchstens 
750.000 EUR über einen Zeitraum von drei Jahren vor. Allerdings dürfte eine staatliche Förde-
rung von Klimaschutzmaßnahmen im Krankenhaus nicht als DAWI-De-minimis-Beihilfe gelten. 
Vielmehr greift DAWI-De-minimis bei der Aufrechterhaltung der unmittelbaren medizinischen 
Grundversorgung, wozu etwa kommunale Defizitausgleiche von versorgungsnotwendigen Kran-
kenhäusern zählen. 

Die Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) definiert mehrere Ausnahmetatbe-
stände von zulässigen staatlichen Beihilfen, so auch „Umweltschutzbeihilfen“ gehören. Die För-
dergrenze liegt hier in der Regel bei 15 Mio. EUR pro Vorhaben. Doch im Falle von 
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Umweltschutzmaßnahmen werden nur die Investitionsmehrkosten finanziert (Art. 36 AGVO). 
Die Investitionsmehrkosten sind die Kostendifferenz zwischen einer umweltfreundlichen Spit-
zen- und einer Referenztechnologie. Die Investitionsmehrkosten werden in der Regel auch nicht 
vollständig gefördert, sondern nur zwischen 40-60% je nach Unternehmensgröße. 

Eine vollständige Finanzierung des Zielbildes „Klimaneutrales Krankenhaus“ durch staatliche Bei-
hilfen und Förderprogramme kann angesichts eines Investitionsbedarfs von 22 Mio. EUR pro 
Krankenhausstandort ausgeschlossen werden. Die engen Fördergrenzen der De-minimis-Rege-
lung und die anteilige Finanzierung der Investitionsmehrkosten nach AGVO decken den notwen-
digen Investitionsbedarf nicht ab. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass mit der Beantra-
gung staatlicher Beihilfen ein erheblicher Aufwand für die Antragstellung und diverse Nachweis-
pflichten einhergehen. Die Kleinteiligkeit vieler Förderprogramme führt dazu, dass ein Kranken-
haus bei umfassenden Maßnahmen gleich mehrere verschiedene Antragsverfahren bei unter-
schiedlichen Organisationen und Ansprechpartnern durchlaufen muss. Aktuelle Übersichten zu 
Förderprogrammen veröffentlichen z. B. die Förderdatenbank des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz4 sowie das Deutsche Krankenhausinstitut5. 

 

4 Handlungsempfehlungen 

Es zeigt sich, dass mit rund 30 Mrd. EUR ein erheblicher Investitionsbedarf besteht, um alle Kran-
kenhäuser in Deutschland klimaneutral zu gestalten. Dieser Investitionsbedarf kann derzeit we-
der über die Investitionsfinanzierung nach dem KHG noch aus eigener Kraft der Krankenhäuser 
finanziert werden. Bestehende Sonderfördertöpfe wie der Innovationsfonds, der Krankenhaus-
strukturfonds, der Krankenhauszukunftsfonds und der Transformationsfonds sind nicht explizit 
für Klimaschutzmaßnahmen vorgesehen. Die Beantragung von staatlichen Beihilfen und Förder-
mitteln ist aufgrund ihrer kleinteiligen Struktur mit einem erheblichen administrativen und bü-
rokratischen Aufwand für Krankenhäuser verbunden. Ferner decken diese Mittel aufgrund bei-
hilferechtlicher Begrenzungen nicht ansatzweise den notwendigen Investitionsbedarf ab. 

Wir plädieren daher für die Schaffung eines einheitlichen administrativen Verfahrens zur Bereit-
stellung finanzieller Mittel für die Umsetzung des Zielbildes „Klimaneutrales Krankenhaus“: den 
Krankenhaus-Klimafonds. Aus diesem Fonds sollen die verschiedenen Investitionsbedarfe fi-
nanziert werden: 

▪ 5,0 Mrd. EUR für Allgemeinkrankenhäuser mit Transformationsvorhaben gemäß §12b 
KHG, 

▪ 21,8 Mrd. EUR für Allgemeinkrankenhäuser ohne Transformationsvorhaben sowie 
▪ 1,9 Mrd. EUR für sonstige Krankenhäuser. 

Der Förderzeitraum sollte mindestens von 2026 bis 2035 laufen, wobei alle Krankenhäuser ge-
mäß §108 SGB V inklusive Hochschulkliniken antragsberechtigt sind. Eine gemeinsame Finanzie-
rung durch Bund und Länder in Anlehnung an bestehende Fonds (z. B. Transformationsfonds) ist 
denkbar. 

 

4 https://www.foerderdatenbank.de 

5 https://www.dki.de/forschungsprojekt/unterstuetzungs-und-foerdermoeglichkeiten-zur-umsetzung-von-klima-
schutzmassnahmen-im-krankenhaus  

https://www.foerderdatenbank.de/
https://www.dki.de/forschungsprojekt/unterstuetzungs-und-foerdermoeglichkeiten-zur-umsetzung-von-klimaschutzmassnahmen-im-krankenhaus
https://www.dki.de/forschungsprojekt/unterstuetzungs-und-foerdermoeglichkeiten-zur-umsetzung-von-klimaschutzmassnahmen-im-krankenhaus
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Um dem Grundsatz der Entbürokratisierung nachzukommen, werden das Antragsverfahren und 
die Nachweispflichten aufwandsarm und unbürokratisch gestaltet. Zwar sollten alle Anträge be-
rücksichtigt werden, allerdings können nicht alle Krankenhäuser gleichzeitig in kurzer Zeit um-
fangreiche Bau- und Sanierungsmaßnahmen durchführen, weil die Kapazitäten am Markt ver-
mutlich nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen. Bei Kapazitätsengpässen wäre 
sonst kurzfristig mit hohen Preissteigerungen zu rechnen. Besser wäre eine zeitliche Streckung 
der Umsetzung der Gebäudehüllensanierung. Zudem sollte mit den Vorhaben begonnen wer-
den, die bei gegebenem Investitionsvolumen die höchste Reduktion von Treibhausgasemissio-
nen erzielen.  

Darüber hinaus soll eine dreijährige Anschubfinanzierung für nicht-investive Zielbildmaßnah-
men, insbesondere zur Verankerung des Klimaschutzmanagements an Allgemeinkrankenhäu-
sern, geschaffen werden. Hierfür wird ein Volumen von 2,2 Mrd. EUR benötigt. Da einige Kran-
kenhäuser bereits aus eigener Initiative nicht-investive Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt ha-
ben, sollen die Mittel auch rückwirkend für drei Jahre ausgezahlt werden können. Damit soll 
eine Benachteiligung von Vorreitern im Klimaschutz vermieden werden. 

Nach der Anschubfinanzierung sollten die erhöhten Betriebskosten in den Landesbasisfallwer-
ten und den Budgets der psychiatrischen und psychosomatischen Einrichtungen berücksichtigt 
werden. Bei dieser Variante würde eine Zweckbindung der Mittel für u. a. Klimaschutzmanage-
ment nicht mehr bestehen.  

 

5 Fazit 

Im vorliegenden Gutachten wurde herausgearbeitet, dass sich für die deutschlandweite Umset-
zung des Zielbildes „Klimaneutrales Krankenhaus“ ein Investitionsbedarf für alle Allgemeinkran-
kenhäuser im Status quo von rund 36,6 Mrd. EUR ergibt. Unter Berücksichtigung der Effekte des 
KHVVG und insbesondere des Transformationsfonds auf die Standortzahl- und -größe reduziert 
sich dieser Betrag auf 26,8 Mrd. EUR. Davon sind 23,4 Mrd. EUR für die Gebäudehüllensanierung 
vorgesehen, wovon allerdings 12,7 Mrd. EUR nachzuholende Grundinvestitionen sind, die aus 
dem jahrelangen Investitionsstau resultieren. Weitere 3,4 Mrd. EUR sind für die übrigen Zielbild-
maßnahmen (Photovoltaik, Wärme- und Kältegewinnung etc.) angesetzt. Hinzu kommen 
2,2 Mrd. EUR für eine dreijährige Anschubfinanzierung der nicht-investiven Maßnahmen („Kli-
maschutzmanagement“, „ohne Auto zum Krankenhaus“) sowie ein geschätzter Investitionsbe-
darf von 1,9 Mrd. EUR für sonstige Krankenhäuser. 

Die derzeit verfügbaren Finanzierungsmöglichkeiten können diesen Investitionsbedarf nicht de-
cken. Die Investitionsfinanzierung nach KHG ist schon heute nicht auskömmlich und deckt nur 
rund die Hälfte des üblichen Investitionsbedarfs ab. Zudem verfügt ein Großteil der Krankenhäu-
ser nicht über eine ausreichende Ertragskraft, um die erforderlichen Investitionsvolumina selbst 
zu erwirtschaften. Zwar gibt es vereinzelt Sonderförderungen der Länder und anderweitige 
branchenübergreifende staatliche Beihilfen und Förderprogramme für Investitionen in den Kli-
maschutz, diese sind aber angesichts des ermittelten Investitionsbedarfs weitgehend ungeeig-
net. 

Wir empfehlen daher die Errichtung eines Krankenhaus-Klimafonds, der die erforderlichen Fi-
nanzmittel in einem einzigen administrativen Verfahren bereitstellt. Er sollte über einen Zeit-
raum parallel zum Zeitraum des Transformationsfonds, also von 2026 bis 2035, 31 Mrd. EUR zur 
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Verfügung stellen. Damit können die Krankenhäuser die ambitionierten Klimaziele des Bundes-
klimaschutz-Gesetzes erreichen und einen bedeutsamen Beitrag zur Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen leisten. Der Krankenhaus-Klimafonds könnte durch eine Kofinanzierung von 
Bund und Ländern gespeist werden, z. B. in Anlehnung an den Transformationsfonds. 
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Anhang 

In den folgenden Tabellen werden die Ausgangsparameter für die Investitionsbedarfskalkulation 
wiedergegeben, woraus sich die Parameter für ein „typisches“ bzw. „durchschnittliches“ Kran-
kenhaus bilden lassen. 

Tabelle 4: Parameter des Modellkrankenhauses 

 Allgemeinkrankenhäuser 
(Somatik), Deutschland  

Sonstige Kranken-
häuser, Deutsch-

land  

Datenquelle 

Anzahl 1.647 758 QB-Daten 2022 

Aufgestellte Betten 457.933 51.610 QB-Daten 2022 

Fallzahl 16.637.377 564.754 Statistisches Bundes-
amt 2024a 

Direkt Beschäftigte 915.219 71.764 Statistisches Bundes-
amt 2024a 

Berechnungs-/Bele-
gungstage 

108.229.900 15.663.692 Statistisches Bundes-
amt 2024a 

Grundfläche [m2] 40.000 k.A. Annahme nach Fraun-
hofer Umsicht 2017 

 

Tabelle 5: Parameter für die Auswirkungen der Krankenhausreform 
 Standorte, 

2022 
Betten, 2022 Rel. Verände-

rung durch 
Krankenhaus-

reform 

Standorte, 
nach Reform 

Betten, nach 
Reform 

Stufe 0 220 27.275 -100% 0 0 

Stufe 1 633 142.096 -46% 342 76.732 

Stufe 2 259 109.302 +34% 347 146.465 

Stufe 3 163 132.193 +13% 184 149.378 

Fachklinik 372 47.067 -20% 298 37.654 
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Sonstige Kran-
kenhäuser 

davon reine 
Tages-/Nacht-
kliniken 

758 

 

425 

51.610 

 

/ 

/ 

 

/ 

758 

 

/ 

51.610 

 

/ 

Level 1i/Sek-
torenüber-
greifende Ver-
sorgungsein-
richtung (SüV) 

0 0 / 348 26.100 

Summe 2.405 509.543 / 2.277 487.938 

Summe, ohne 
Sonstige Kran-
kenhäuser 

1.647 457.933 / 1.519 436.328 

 

 

Tabelle 6: Geschätzte Anzahl an Transformationsvorhaben durch die Krankenhausreform 

Transformationsvorhaben Anzahl 

Zusammenlegungen zu Level 3 23 

Zusammenlegungen zu Level 2 99 

Umwandlungen zu Level 1i/SüV 348 

Verlagerungen von Fachkliniken an Level 2 oder 3 70 

Summe 540 

 


